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Bericht des Vorsitzenden 
zur Sitzung der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag 
am 26. Januar 2016 
18. WP/49 

I. Die politische Lage in Deutschland 

Flüchtlingspolitik 

Es gibt in der Koalition ein gemeinsames Ziel in der Flüchtlingspolitik: Die 

hohe Zahl der nach Deutschland kommenden Flüchtlinge muss nachhaltig 

und spürbar reduziert werden. Diejenigen, die ein Bleiberecht haben, werden 

aufgenommen. Alle anderen müssen Deutschland wieder verlassen. Über die 

Frage, wie dies erreicht werden kann, gibt es unterschiedliche Auffassungen.  

Wie der Streit darüber in den letzten Wochen und Tagen ausgetragen wird, 

verunsichert die Menschen in unserem Land und lässt sie an der Handlungs-

fähigkeit der Koalition zweifeln, was ihre Verunsicherung noch weiter ver-

stärkt. 

Das Jahr 2016 wird zu einem Schicksalsjahr für Europa. Wenn Europa nicht in 

der Lage ist, die große Herausforderung der Flüchtlinge gemeinsam zu bewäl-

tigen, wird dieses Europa am Ende des Jahres anders aussehen. Deshalb ist es 

richtig, die Bundeskanzlerin darin zu unterstützen, alle Möglichkeiten für 

eine europäische Lösung zu ergreifen. Die Konferenz in London Anfang Feb-

ruar und dann der Europäische Rat am 18. und 19. Februar sind die herausra-

genden Wegmarken. Danach, so die Bundeskanzlerin, werden wir eine Zwi-

schenbilanz ziehen.  
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Neben diesem Weg haben wir bereits eine Reihe nationaler Maßnahmen ge-

troffen. Die damit erzielten Erfolge müssen offensichtlich noch besser kom-

muniziert werden. Während im letzten Jahr noch Zehntausende von Flücht-

lingen aus Staaten des Westbalkans nach Deutschland kamen, wurde dies 

durch ihre Anerkennung als sichere Herkunftsländer korrigiert. Jetzt geht es 

darum, mit Marokko, Tunesien und Algerien weitere sichere Herkunftsländer 

zu definieren und so den Zuzug wiederum zu reduzieren. 

Durch den Grundsatz Sachleistungen vor Geldleistungen sollen Anreize redu-

ziert werden. Dass einige Bundesländer dies nicht umsetzen, muss scharf kri-

tisiert werden. Und so richtig es ist, dass die Zahl der Abschiebungen zuge-

nommen hat, müssen hier die Länder noch besser werden. 

Es ist also so, dass neben den wirklich notwendigen Bemühungen der Bundes-

kanzlerin für eine europäische Lösung nationale Maßnahmen bereits erfolg-

reich auf den Weg gebracht wurden. Umso ärgerlicher ist es, dass das Asylpa-

ket II noch immer nicht verabschiedet werden konnte. 

In dieser schwierigen Zeit trägt diese große Koalition eine enorme Verantwor-

tung für den Zusammenhalt in unserem Land aber auch in Europa. 

Wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit ausbauen. 

Das Kabinett beschließt in dieser Woche den Jahreswirtschaftsbericht 2016, 

mit dem es die Schätzungen zur gesamtwirtschaftlichen Entwicklung veröf-

fentlicht und seine wirtschaftspolitischen Vorhaben umreißt. Es zeichnet sich 

ab, dass das Bruttoinlandsprodukt trotz des schwierigen internationalen Um-

felds auf dem Niveau der beiden vergangenen Jahre weiter wächst. Diese ro-

buste Wirtschaftsdynamik wird binnenwirtschaftlich von den Konsumausga-

ben und den Wohnungsbauinvestitionen getragen. Den positiven Impulsen 

von Ölpreisentwicklung, Niedrigzins und relativ niedrigem Wechselkurs steht 

ein Wachstumsrückgang in vielen Schwellenländern gegenüber. 

Die gute Wirtschaftslage ist Grundvoraussetzung, um die Flüchtlingskrise zu 

bewältigen. Wir dürfen wirtschaftlich nicht zurückfallen und müssen in der 

Koalition konsequent daran weiterarbeiten, die Wettbewerbsfähigkeit unseres 

Standortes zu stärken. Auf der Grundlage unserer bewährten Finanzpolitik 

müssen wir die Digitalisierung vorantreiben, die private und öffentliche In-

vestitionstätigkeit stärken, die Erwerbsbeteiligung insbesondere von Frauen 

und älteren Erwerbspersonen weiter ausbauen, TTIP und der Energiewende 

zum Erfolg verhelfen. Diese Ansatzpunkte liegen auf der Hand und wir werden 

darauf achten, dass es mit konkreten Maßnahmen vorangeht. 
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Intelligente Mobilität – eine Chance für den Standort Deutschland. 

Mit dem Internet der Dinge werden Maschinen zunehmend miteinander kom-

munizieren, können Autos selbstständig fahren und der Kühlschrank weiß, 

wann er wieder neue Lebensmittel im Online-Supermarkt bestellen muss. 

Der Antrag „Intelligente Mobilität fördern“ greift die großen Chancen der Digi-

talisierung auf, die sich für Deutschland etwa als Standort der Automobilin-

dustrie ergeben. Neue Standards für die Mobilität werden nun festgelegt, darin 

liegen gerade für unser Land große Möglichkeiten. Als wichtiges Durchgangs-

land für europäischen Verkehr kann eine bessere Steuerung und Abstimmung 

Verkehrsimmissionen verringern. Die Vernetzung der Verkehrsmittel schafft 

ebenfalls mehr Ressourceneffizienz – Staus und Parkplatzsuche können sich 

so reduzieren. Nach dem Antrag soll die Bundesregierung die unterschiedli-

chen Bereiche der intelligenten Mobilität noch stärker vernetzen und steuern. 

Großen Wert legen wir auf die Einrichtung von Modellregionen, in denen 

neue Technologien erprobt werden können. 

II. Die Woche im Parlament 

Abgabe einer Regierungserklärung durch den Bundesminister für Wirt-

schaft und Energie „Zukunftsfähigkeit sichern – Die Chancen des digita-

len Wandels nutzen“. Wir beginnen den Donnerstag mit einer Regierungser-

klärung durch Bundeswirtschaftsminister Sigmar Gabriel, der mit seinen Aus-

führungen zu Digitalisierung und Investitionen das Kernthema des diesjähri-

gen Jahreswirtschaftsberichts in den Fokus nehmen wird. 

Jahreswirtschaftsbericht 2016 der Bundesregierung. Der Jahreswirt-

schaftsbericht 2016 bewertet – wie bereits oben ausgeführt – die aktuelle 

Wirtschaftslage positiv und geht von einer Fortsetzung des Wachstums in der 

Größenordnung der letzten beiden Jahre aus.  

Jahresgutachten 2015/2016 des Sachverständigenrates zur Begutachtung 

der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung. In seinem Jahresgutachten 

2015/16 beschäftigt sich der Sachverständigenrat unter anderem mit den 

Schwerpunktthemen Flüchtlingsmigration und Europa. Aufgrund steigender 

Flüchtlingszahlen rechnet der Sachverständigenrat in 2016 mit zusätzlichen 

jährlichen öffentlichen Bruttoausgaben von 9 bis 14,3 Milliarden Euro, weist 

aber auch auf einige unbekannte Größen wie die Länge der Asylverfahren und 

die Arbeitsmarktintegration hin. Als Gefahr für die Arbeitsmarktintegration 

von Flüchtlingen sieht der Sachverständigenrat unter anderem die drohenden 

Regulierungen von flexiblen Beschäftigungsmöglichkeiten wie Zeitarbeit und 
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Werkverträgen. Das Gutachten geht darüber hinaus unter anderem auf die Be-

deutung von Digitalisierung, Handelserleichterungen, Steuerreformen, Bil-

dung, Umbau der Energieversorgung und Flexibilisierung des Arbeitsmarktes 

für die Zukunftsfähigkeit der deutschen Wirtschaft ein. 

Gesetz zur Fortentwicklung der parlamentarischen Beteiligung bei der 

Entscheidung über den Einsatz bewaffneter Streitkräfte im Ausland im 

Zuge fortschreitender Bündnisintegration. In erster Lesung beraten wir die 

rechtliche Umsetzung der Vorschläge der „Kommission zur Überprüfung und 

Sicherung der Parlamentsrechte bei der Mandatierung von Auslandseinsätzen 

der Bundeswehr“. Dadurch sollen die Rechte des Bundestages vor dem Hinter-

grund einer fortschreitenden Bündnisintegration in NATO und EU gestärkt 

und gleichzeitig die Bündnisfähigkeit Deutschlands erhöht werden. Zu den 

Maßnahmen gehören neben verschiedenen Berichts- und Unterrichtungs-

pflichten etwa auch eine Klärung des Einsatzbegriffs sowie eine praxisnähere 

Ausgestaltung des vereinfachten Verfahrens. Darüber hinaus greifen wir ge-

setzgeberischen Handlungsbedarf auf, der sich aus dem Urteil des Bundesver-

fassungsgerichts zur Notwendigkeit einer nachträglichen Parlamentsunter-

richtung im Rahmen des Evakuierungseinsatzes in Libyen 2011 ergeben hat.  

Intelligente Mobilität fördern – Die Chancen der Digitalisierung für den 

Verkehrssektor nutzen. Gemeinsam mit unserem Koalitionspartner begrü-

ßen wir die bisherigen Ansätze der Bundesregierung und fordern diese gleich-

zeitig auf, die verkehrsträgerübergreifende Förderung der intelligenten Mobi-

lität weiter voranzutreiben.  

Vereinbarte Debatte zum Arbeitsprogramm der EU-Kommission 2016. Im 

Rahmen einer vereinbarten Debatte diskutieren wir das am 27. Oktober 2015 

angenommene Arbeitsprogramm der EU-Kommission für das Jahr 2016. Be-

sondere Schwerpunkte setzt diese dabei unter anderem auf die Immigration, 

den besseren Schutz der Außengrenzen, den Europäischen Fonds für Strategi-

sche Investitionen (EFSI) aber auch auf den digitalen Binnenmarkt. Weitere 

Themen sind ein Aktionsplan für gerechte Besteuerung, die Stärkung der Wirt-

schafts- und Währungsunion, die Mobilität von Arbeitskräften und eine 

Agenda für soziale Rechte. Entscheidend wird dabei sein, wie die Rechtsset-

zungsvorschläge konkret ausgestaltet werden und ob es darüber hinaus ge-

lingt, unnötige Bürokratie abzubauen. Auch die übergeordneten Fragen ge-

meinsamer Werte und Rechtsstaatlichkeit, die aktuelle Flüchtlingskrise sowie 

das britische EU-Referendum werden Thema sein. 
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Fortsetzung und Erweiterung der Beteiligung bewaffneter deutscher 

Streitkräfte an der Multidimensionalen Integrierten Stabilisierungsmis-

sion der Vereinten Nationen in Mali (MINUSMA) auf Grundlage der Reso-

lutionen 2100 (2013), 2164 (2014) und 2227 (2015) des Sicherheitsrates 

der Vereinten Nationen vom 25. April 2013, 25. Juni 2014 und 29. Juni 

2015. Die Stabilisierung Malis bleibt auch weiterhin im deutschen Interesse. 

Der Antrag der Bundesregierung sieht vor, dass Deutschland die bisher von 

den Niederlanden gestellten Fähigkeiten nunmehr ersetzt bzw. ergänzt. Die 

Fähigkeiten umfassen Führung, Führungsunterstützung, Sicherung und 

Schutz, Aufklärung, sanitätsdienstliche Versorgung, Lufttransport sowie Luft-

betankung. Statt bisher 150 Soldaten sollen nun 650, also zusätzlich 500 Sol-

daten in der Krisenregion zur Überwachung der Einhaltung der Vereinbarung 

zur Waffenruhe und zur Vertrauensbildung eingesetzt werden dürfen. Insbe-

sondere gilt es, den Norden Malis zu stabilisieren. Mit unseren europäischen 

Partnern wie Frankreich und den Niederlanden verstärken wir auf diesem 

Wege den deutschen Beitrag zu den Friedensbemühungen der Vereinten Nati-

onen zur Befriedung der Region und zur Förderung des politischen Aussöh-

nungsprozesses. Die Beschlussempfehlung wird in namentlicher Abstim-

mung beschlossen. 

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte zur Aus-

bildungsunterstützung der Sicherheitskräfte der Regierung der Region 

Kurdistan-Irak und der irakischen Streitkräfte. Mit der Fortsetzung der Be-

teiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an der Ausbildung kurdischer und 

irakischer Streitkräfte reagieren wir auf die anhaltend instabile Sicherheits-

lage im Irak durch militärische Gefechtshandlungen, Terroranschläge und 

Fluchtbewegungen. Seit Februar 2015 wurden im Rahmen der multinationa-

len Ausbildungsmission 4.800 Sicherheitskräfte im Raum Erbil ausgebildet. 

Die Mission hat dazu beigetragen, einen weiteren Landgewinn durch den IS, 

der von den Vereinten Nationen als eine Bedrohung für den Weltfrieden und 

die internationale Sicherheit eingeschätzt wird, zu verhindern. Im Norden 

konnten kurdische Peschmerga den IS in die militärische Defensive bringen. 

Ferner erweitern wir auf Grund der qualitativen und quantitativen Auswei-

tung der Ausbildungsunterstützung die Personalobergrenze von 100 auf 150 

Soldaten. Wir folgen damit der Aufforderung nach militärischer Unterstüt-

zung der irakischen Regierung und leisten einen wichtigen Beitrag zur Be-

kämpfung des IS auf verfassungs- und völkerrechtlich konformer Grundlage. 

Die Beschlussempfehlung liegt zur namentlichen Abstimmung vor. 
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Menschen- und umweltgerechte Realisierung europäischer Schienen-

netze. Trotz der hohen gesetzlichen Standards des Lärm- und Umweltschut-

zes in Deutschland stoßen insbesondere Planungen für den Ausbau des schie-

nengebundenen Güterverkehrs auf Widerstände der Anwohner. Die Sorge vor 

einer unverhältnismäßigen Zunahme der Lärmbelastung gilt umso mehr, 

wenn es bei europäischen Transitverkehren nicht zur Wertschöpfung in der 

Region kommt. Unser Antrag greift diesen Zusammenhang am Beispiel des 

Antrags Menschen- und umweltgerechten Ausbau der Rheintalbahn rea-

lisieren auf. In Fällen besonderer regionaler Betroffenheit, die in der Realisie-

rung von Schienengütertrassen des europäischen Transitverkehrs (TEN) ent-

stehen, wollen wir auch künftig die Zusammenarbeit der Akteure vor Ort un-

terstützen und deren Vorschläge bei der Erarbeitung konkreter Lösungen be-

rücksichtigen. Ergebnis dabei kann sein, dass der Bund gemeinsam mit dem 

betroffenen Land im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel über das ge-

setzliche Maß hinaus zum Schutz von Anwohnern und Umwelt beiträgt. 

Gesetz zur Änderung des Hochschulstatistikgesetzes. In zweiter und drit-

ter Lesung passen wir das Hochschulstatistikgesetz an die grundlegende Ver-

änderung der Hochschullandschaft an, die durch die Einführung der gestuften 

Studiengänge im Rahmen des Bologna-Prozesses vollzogen wurde. Eine Ver-

laufsstatistik vom ersten Hochschulsemester bis zum Studienabschluss ein-

schließlich der Promotionsphase soll dabei – unter Wahrung des Datenschut-

zes – dazu beitragen, die Planung von Kapazitäten und Steuerungsaufgaben zu 

optimieren. Mit der Einführung einer Promovierendenstatistik kommen wir 

darüber hinaus Lieferverpflichtungen an das Statistikamt der Europäischen 

Union (Eurostat) nach und verbessern die bisher unzureichende Datenlage 

über Promovierende. Zusätzlich erfassen wir durch die Fortführung der Gast-

hörerstatistik auch die Zahl der Flüchtlinge, die derzeit in einigen Hochschu-

len Aufnahme als Gasthörer finden. 

Gesetz zur Weiterentwicklung des Strommarktes (Strommarktgesetz). 

Mit dem Gesetzentwurf, den wir in erster Lesung beraten, schaffen wir vor 

dem Hintergrund der in den letzten Jahren stark erhöhten Einspeisung von 

Strom aus Wind- und Sonnenenergie eine Kapazitätsreserve aus Kohle- und 

Gaskraftwerken, um die Versorgungssicherheit insbesondere für den Wirt-

schaftsstandort Deutschland zu gewährleisten. Darüber hinaus leisten wir mit 

der vorläufigen Stilllegung von acht älteren Braunkohlekraftwerken einen 

substanziellen Beitrag zur Erreichung des nationalen Klimaschutzziels bis 

2020. Über die konkrete Ausgestaltung und Finanzierung der Kapazitätsin-

strumente werden wir dabei intensiv diskutieren.   
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Innovative Arbeitsforschung für eine Humanisierung unserer Arbeits-

welt und mehr Beschäftigung. Die Arbeitswelt befindet sich in einem steti-

gen Wandel etwa mit Blick auf die Digitalisierung von Arbeitsprozessen und 

die Auswirkungen des demografischen Wandels. Um Antworten und Lösun-

gen auf die wegweisenden Fragen für die Arbeitswelt von morgen zu finden, 

ist eine gut aufgestellte, fundierte und umfänglich finanzierte Arbeitsfor-

schung unverzichtbar. Aus diesem Grund unterstützen wir zusammen mit un-

serem Koalitionspartner das vom BMBF angekündigte Rahmenprogramm „In-

novationen für die Produktion, Dienstleistung und Arbeit von morgen“. Wir 

fordern die Bundesregierung auf, die Umsetzung des Programms zeitnah vor-

zunehmen, die Einbindung verschiedener Netzwerke, Plattformen und Initia-

tiven in Bund und Ländern zu gewährleisten und Fragen der Arbeitsforschung 

auf europäischer Ebene stärker zu fördern.  

Gesetz zum Schutz von Kindern und Jugendlichen vor den Gefahren des 

Konsums von elektronischen Zigaretten und elektronischen Shishas. In 

zweiter und dritter Lesung weiten wir die Abgabe- und Konsumverbote des Ju-

gendschutzgesetzes, die bislang nur für Tabakwaren gelten, auf elektronische 

Zigaretten und elektronische Shishas aus. Darüber hinaus ändern wir das Ju-

gendarbeitsschutzgesetz dahingehend, dass unter anderem zum Schutz der 

Kinder und Jugendlichen bei der Arbeit das Abgabeverbot von Tabakwaren 

auch für elektronische Zigaretten und elektronische Shishas gilt.  

Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2014/91/EU des Europäischen Parla-

ments und des Rates vom 23. Juli 2014 zur Änderung der Richtlinie 

2009/65/EG zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 

betreffend bestimmte Organismen für gemeinsame Anlagen in Wertpa-

pieren (OGAW). Der Gesetzentwurf setzt die Änderungen der sogenannten 

OGAW-Richtlinie um, die insbesondere die Bestimmungen über die Vergü-

tungspolitik, die Aufgaben und Haftung der Verwahrstellen und die Sanktio-

nen harmonisiert. Unter OGAW sind Organismen für gemeinsame Anlagen in 

Wertpapieren zu verstehen. Hierbei handelt es sich um detailliert regulierte 

Investmentfonds, die nur in bestimmte Arten von Wertpapieren und anderen 

Finanzinstrumenten investieren dürfen und sich insbesondere an Privatanle-

ger richten. Über den Anwendungsbereich der Richtlinie hinaus sollen die 

neuen Vorgaben auch für den Bereich der alternativen Investmentfonds (AIF) 

gelten. AIF sind Investmentvermögen, die keine OGAW sind, zum Beispiel of-

fene Immobilienfonds oder Hedge-Fonds. Mit dem Gesetzentwurf, den wir in 

zweiter und dritter Lesung beschließen, soll darüber hinaus das Kapitalanlage-

gesetzbuch an die Vorgaben des mit den USA abgeschlossenen FATCA-Abkom-

mens angepasst werden, um eine Strafbesteuerung von deutschen Invest-

mentvermögen mit US-Geschäft zu vermeiden. 
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Gesetz zur Änderung des Einkommensteuergesetzes zur Erhöhung des 

Lohnsteuereinbehalts in der Seeschifffahrt. Mit der Bundesratsinitiative, 

die wir in zweiter und dritter Lesung beschließen, soll die maritime Wirtschaft 

gestärkt werden und das vorhandene seemännische Know-how für den Stand-

ort Deutschland erhalten bleiben. Bisher sind mit der deutschen Flagge im 

Vergleich zu anderen europäischen Flaggen Mehrkosten verbunden, die zu-

nehmend zu einem Ausstieg aus der deutschen Flagge führen. Den damit ver-

bundenen negativen Auswirkungen auf die Ausbildung und Beschäftigung 

unter deutscher Flagge und auf den Standort Deutschland soll mit befristeten 

Steuererleichterungen begegnet werden. Wir haben durchgesetzt, dass eine 

befristete Erhöhung des bereits vorhandenen Lohnsteuereinbehalts der Ree-

der von 40 auf 100 Prozent für 60 Monate nach Inkrafttreten gilt. Damit geben 

wir den Reedern Planungssicherheit und bauen bürokratische Hürden ab, in-

dem diese direkt unterstützt werden und die Lohnsteuer nicht mehr an die je-

weils zuständige Finanzbehörde abführen müssen. 

Gesetz zur Novellierung des Rechts der Unterbringung in einem psychi-

atrischen Krankenhaus gemäß § 63 des Strafgesetzbuches und zur Ände-

rung anderer Vorschriften. Wie im Koalitionsvertrag vereinbart richten wir 

das Recht der Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus in erster 

Lesung stärker an dem verfassungsrechtlichen  Grundsatz der Verhältnismä-

ßigkeit aus und setzen dazu die Ergebnisse der interdisziplinär berufenen 

Bund-Länder-Arbeitsgruppe um. Eine Unterbringung kann demnach nur noch 

angeordnet werden, wenn eine erhebliche seelische oder körperliche Schädi-

gung oder Gefährdung der Opfer beziehungsweise ein schwerer wirtschaftli-

cher Schaden zu erwarten ist. Wir konkretisieren die Anforderungen an die 

Fortdauer der Unterbringung über sechs und zehn Jahre hinaus und bauen die 

prozessualen Sicherungen zur Vermeidung unverhältnismäßig langer Unter-

bringungen aus, indem wir etwa die Frequenz für externe Gutachten von fünf 

auf drei Jahre senken und einen verpflichtenden Wechsel des externen Gut-

achters festschreiben.    

Gesetz zur Umsetzung der prüfungsbezogenen Regelungen der Richtlinie 

2014/56/EU sowie zur Ausführung der entsprechenden Vorgaben der Ver-

ordnung (EU) Nr. 537/2014 im Hinblick auf die Abschlussprüfung bei Un-

ternehmen von öffentlichem Interesse (Abschlussprüfungsreformgesetz 

– AReG). In erster Lesung setzen wir EU-Vorgaben zu den Anforderungen an 

die Abschlussprüfung bei Unternehmen von öffentlichem Interesse – kapital-

marktorientierte Unternehmen, die sich mit Wertpapieren an einen organi-

sierten Markt richten – um. Als Konsequenz aus der Wirtschafts- und Finanz-

krise ab 2008 soll damit neben einer Verbesserung der Qualität von Abschluss-

prüfungen und der Aussagekraft der Prüfungsergebnisse auch eine Öffnung 

des Marktes für mittelständische Abschlussprüfer erreicht werden.  
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UN-Ziele für nachhaltige Entwicklung – 2030-Agenda konsequent umset-

zen. Die auf der VN-Vollversammlung am 27. September 2015 in New York 

beschlossene globale Nachhaltigkeits-Agenda mit ihren 17 Nachhaltigkeits-

zielen bricht das überholte Geber-Nehmer-Prinzip zwischen Industrie-, 

Schwellen- und Entwicklungsländern auf. Die globale Agenda muss stattdes-

sen auf nationaler Ebene in allen Staaten gemäß dort zu formulierenden nati-

onalen Nachhaltigkeitsagenden umgesetzt und kontinuierlich überprüft wer-

den. Gemeinsam mit unserem Koalitionspartner würdigen wir die erhebli-

chen Leistungen der deutschen Entwicklungspolitik zur Förderung der globa-

len Nachhaltigkeit und fordern die Bundesregierung auf, die vereinbarten 

Ziele in allen Politikfeldern kohärent und ambitioniert umzusetzen, sozialen 

und humanitären Aspekten angemessene Aufmerksamkeit zu widmen und 

die internationale Zusammenarbeit bei der Umsetzung der Agenda aktiv zu 

betreiben. 

Gesetz zur Anpassung der Zuständigkeiten von Bundesbehörden an die 

Neuordnung der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes (WSV-

Zuständigkeitsanpassungsgesetz – WSVZuAnpG). Durch die sich in der 

Umsetzung befindliche Reform der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des 

Bundes wird deren Leistungsfähigkeit und Wirtschaftlichkeit sichergestellt. In 

erster Lesung passen wir in den einschlägigen Gesetzen die Bezeichnung der 

Behörden an, die im Rahmen dieser Reform geschaffen oder zusammengelegt 

wurden, um Zuständigkeiten klar zu regeln. 

III. Daten und Fakten 

Deutschland „bestes Land der Welt“. In einer Studie, die das amerikanische 

Nachrichtenmagazin „US News & World Report“ in Zusammenarbeit mit der 

Universität Pennsylvania im Rahmen des World Economic Forum in Davos 

vorgestellt hat, ist Deutschland Gesamtsieger und somit „bestes Land der 

Welt“. Dazu wurden verschiedene Themenbereiche analysiert: Im Bereich Un-

ternehmertum belegt Deutschland dabei Platz 1. Spitzennoten erhalten unter 

anderem die Infrastruktur, die fachliche Ausbildung der Bevölkerung, die 

technologische Expertise und der rechtliche Rahmen für Unternehmen. Im 

Bereich „Macht“ werden der politische und ökonomische Einfluss sowie die 

Person der Kanzlerin nahe der Höchstpunktzahl bewertet. In den Bereichen 

Bürgerrechte und Lebensqualität konnte Deutschland sich ebenfalls in der 

Spitzengruppe festsetzen. Für die Studie wurden 16.000 Personen in vier glo-

balen Regionen nach ihrer Meinung über 60 Länder gefragt. 

(Quelle: Best Countries Report) 
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Fernbusse auf Erfolgskurs. Durch das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 

zur Liberalisierung des Linienfernverkehrs Anfang 2013 ist der Erfolg der 

Fernbusunternehmen ungebrochen. 2014 wurden 16 Millionen Fahrgäste mit 

deutschen Linienfernbussen befördert. Im Jahr 2013 waren es noch 8,2 Millio-

nen Fahrgäste, womit sich die Fahrgastzahl um 96% nahezu verdoppeln 

konnte. Der Marktanteil der Fernbusse am gesamten Linienverkehr mit Bus 

und Bahn konnte von 5,9% auf 11% steigen. Insgesamt 12 Millionen (+80%) der 

16 Millionen Fahrgäste nutzen die Angebote im Inland, hingegen fuhren 4 

Millionen Fahrgäste im grenzüberschreitenden Verkehr. Folglich lagen für 75% 

der Fernbusreisenden Start- und Zielort in Deutschland. Beeindruckend ist 

auch die Anzahl an zurückgelegten Buskilometern: 194 Millionen. Eine Steige-

rung von 103%. Durchschnittlich 330 Kilometer legten die Reisenden für jede 

Fahrt zurück. Über die Hälfte der Sitzplätze waren belegt. Auch für die Bahn-

unternehmen wird die Buskonkurrenz zunehmend spürbar: Der Eisenbahn-

verkehr beförderte 2014 rund 129 Millionen Personen – 1,8% weniger im Ver-

gleich zum Vorjahr. Die Konkurrenz durch die Fernbusse bekommt neuen 

Aufwind und setzt auch den Schienenverkehr unter Druck. 

(Quelle: Statistisches Bundesamt) 


